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rischen Staatssicherheit mit 
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cherheit der DDR1 

 

1. Die Ausgangslage nach dem 

Zweiten Weltkrieg 

Die Aufnahme von Beziehungen zwi-
schen den Staatssicherheitsdiensten der 
Volksrepublik Bulgarien (VRB) und der 
DDR waren in der unmittelbaren Nach-
kriegszeit an die offiziellen diplomati-
schen Beziehungen beider Länder ge-
knüpft. Dabei folgten beide Länder den 
politischen Zwängen des sowjetischen 
Einflusses. Besonders deutlich wurde 
dies in der Anerkennung und Aufnahme 
diplomatischer Beziehungen zwischen 
der VRB und der DDR. Die Aufnahme 
offizieller diplomatischer Beziehungen 
mit der Bundesrepublik Deutschland 
hingegen zögerte sich bis in die Ent-
spannungsphase der „neuen Ostpolitik“ 
1974 hinaus. Der hegemoniale Einfluss 
der UdSSR richtete auch in diesen bei-
den Staaten des Ostblocks den Fokus 
der Staatssicherheitsdienste auf die ge- 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

waltsame innere Umgestaltung im stali-
nistischen Sinn. Für diese Frühphase 
sind kaum Kontakte zwischen dem 
deutschen Ministerium für Staatssicher-
heit (MfS) und der Bulgarischen Staats-
sicherheit (DS) belegt. 

2. Annährung in den 50er Jahren 

Der Beginn zum Ausbau der Kontakte 
zwischen den Sicherheitsdiensten des 
Ostblocks fiel auf der vom KGB organi-
sierten ersten multilateralen Versamm-
lung der Staatssicherheitsdienste des 
Ostblocks 1955 in Bukarest.2 Vermutlich 
wurde hier eine erste Vereinbarung zwi-
schen dem MfS und der DS über den 
Austausch von Aufklärungsinformatio-
nen geschlossen. Dies führte zu einem 
monatlichen Austausch geheimer Be-
richte der Auslandsaufklärung, wobei die 
bulgarische Seite meist Informationen 
über Griechenland und die Türkei, das 



 

 

 

MfS hingegen über West-Deutschland 
übersandte. Dieser Austausch zu den 
verschiedenen Schwerpunkten der je-
weiligen Arbeit wurde bis zum Unter-
gang des Kommunismus und der Auflö-
sung des MfS 1989 beibehalten. Größe-
re gemeinschaftliche Operationen der 
beiden Auslandsaufklärungen sind für 
diese Zeit nicht belegt, da die ihnen zu-
gewiesenen Arbeitsgebiete (West-
deutschland auf der einen, Griechenland 
und die Türkei auf der anderen Seite) zu 
weit auseinander lagen. 

Konkrete geheimdienstliche Maßnahmen 
wurden jedoch von der Operativgruppe 
der DS in Ost-Berlin gemeinsam mit 
dem MfS durchgeführt. Ziel waren Ver-
treter der sog. Exilbulgaren, vornehm-
lich in West-Berlin. Die Ursprünge dieser 
Operativgruppe liegen im Dunkeln. Zu 
vermuten ist jedoch, dass sie bald nach 
der Gründung der DS eingerichtet und 
in den Räumen der Botschaft unterge-
bracht wurde. Zu ihren Aufgaben gehör-
te zum einen die Sicherung der Bot-
schaft und ihres Personals, was auch die 
Überwachung der Diplomaten und ihrer 
politischen Einstellung einschloss. 
Hauptziel in den 50er Jahren war jedoch 
die Überwachung der zumeist in den 
30er und 40er Jahren nach Berlin ver-
zogenen Bulgaren. Da die meisten von 
ihnen nach 1949 in West-Berlin wohn-
ten, hatte die bulgarische Staatssicher-
heit ein Interesse daran herauszufinden, 
ob sie eine Gefahr für die noch junge 
kommunistische Gewaltherrschaft dar-
stellten. Die Anzahl der hierbei verdäch-
tigten Personen betrug weniger als 100. 
Um die über sie gesammelten Informa-
tionen zu bündeln und „den Bruderorga-
nen zu helfen“, legte das MfS im Juli 
1955 den Teilvorgang „Bulgarien“ des 
übergeordneten Objektvorgangs „Bal-
kan“ an, in dem Informationen zu den 
Emigrantengruppen verschiedener Bal-
kanstaaten zusammengetragen wur-

den.3 Um eine „bessere und erfolgrei-
chere Bearbeitung der o. a. Objekte zu 
erreichen“, sollten in dem Vorgang fol-
gende exilbulgarische Organisationen 
und die zu ihnen vorliegenden Daten 
registriert werden: Bulgarische Nationa-
le Bewegung, Bulgarische Nationale 
Front, Bulgarisches Nationales Komitee 
und die bulgarische Militärkompanie bei 
der US-Army. Die meisten Informatio-
nen über die Mitglieder dieser Organisa-
tionen wurden von der DS an das MfS 
übergeben, laut eigener Aufstellung war 
die Leistung des MfS relativ schwach 
und beschränkte sich auf Lokalitäten 
und persönliche Kontakte von Zielper-
sonen. Der einzige in der Akte vermerk-
te konkrete Fall war der des Ivan Dobri-
lov, Vorsitzender der Bulgarischen Nati-
onalen Bewegung und seit 1938 in 
West-Berlin. In mehreren Konsultatio-
nen des MfS mit dem Leiter der bulgari-
schen Operativgruppe wurden Maßnah-
men besprochen, um Dobrilovs Kontak-
te und Aktivitäten zu überwachen, wo-
bei sich besonders der einzige erwähnte 
geheime Mitarbeiter „GM Petroff“ des 
MfS hervortat. Weitere gemeinsame 
Maßnahmen der DS mit dem MfS in Be-
zug auf die bulgarischen Exilanten sind 
nicht überliefert. Die Zielpersonen seien 
„seit 1962 nicht mehr operativ aufgefal-
len“ und ebenfalls seit 1962 seien keine 
Informationen mehr von dem bulgari-
schen Bruderorgan eingegangen. Eine 
echte Partnerschaft deutete sich hier 
also erst an, ganz im Gegenteil zur ru-
mänischen Securitate, mit der die Stasi 
in den 50ern und frühen 60ern einige 
spektakuläre Entführungen von rumäni-
schen Exilanten durchführte.4 

Die Präsenz des MfS in Bulgarien be-
schränkte sich in den 50er Jahren auf 
offizielle Freundschaftsbesuche der Mi-
nister, Urlaubsreisen und punktuelle 
verdeckte Überwachungen von Delega-
tionen und Gruppen.  



 

 

 

Das sollte sich jedoch bald ändern. 
Grund dafür war der auch in der DDR 
aufkommende Massentourismus, für 
den Bulgarien mit seinen attraktiven 
Gebirgslandschaften und Schwarzmeer-
stränden zum Top-Reiseziel werden soll-
te.5  

3. Die „verlängerte Mauer“ treibt 

die Kooperation voran. Zusammen-

arbeit in den 60er Jahren6 

Der Mauerbau am 13. August 1961 war 
auch für die Zusammenarbeit zwischen 
dem MfS und der DS das entscheidende 
Ereignis. Bereits im Sommer 1962 war 
ein rasanter Anstieg von versuchten und 
gelungenen Fluchten von DDR-Bürgern 
über die Grenzen Bulgariens nach Grie-
chenland und in die Türkei zu verzeich-
nen. Von nun an verlief die „verlängerte 
Mauer“7 auch in Bulgarien. Bemerkens-
wert ist, dass die Fluchtbewegungen von 
DDR-Touristen, die die Absicherung der 
bulgarischen Grenze stark unterschätz-
ten, für die DS und die bulgarischen 
Grenztruppen weniger Auswirkungen 
hatten als für das MfS. Die „Mauer“ an 
Bulgariens Grenze bestand nämlich 
schon seit 1953, als per Erlass des In-
nenministers ein Schießbefehl an der 
Staatsgrenze angeordnet wurde. Dieser 
hatte bis in die 90er Jahre Bestand und 
kostete mindestens 339 Menschen das 
Leben, darunter mindestens 20 Bürger 
der DDR.8 Darüber hinaus wurden hun-
derte Bulgaren und DDR-Bürger bei dem 
Versuch, die Grenze in den Westen zu 
überqueren, verletzt, gefangen, gefol-
tert und wegen „Republikflucht“ oder 
„Landesverrats“ jahrelang eingesperrt. 
Hierfür wurde ein perfides System aus 
Spitzeln in den Touristen- und Grenzge-
bieten sowie Grenzstreifen mit Signal-
grenzzäunen und dichter Überwachung 
durch Grenzsoldaten etabliert. Die Stasi 
trug dazu durch die Entsendung einer 
Operativgruppe bei, die zunächst nur 

saisonal in den Schwarzmeerzentren 
Varna, später auch in Burgas und ganz-
jährig in Sofia arbeitete.9 Sie errichteten 
ein dichtes Netz aus Inoffiziellen Mitar-
beitern, die, als Touristen getarnt („Rei-
se-IM“), fluchtbereite Bürger melden 
sollten. Beobachtungsgruppen wurden 
auf Zeltplätzen untergebracht und jähr-
liche Absprachen der zuständigen Abtei-
lungen sollten die Zusammenarbeit 
verbessern. Wie in andere Länder auch, 
so exportierte das MfS DDR-
Passabfertigungskabinen nach Bulga-
rien, um die Bruderländer mit derselben 
Technik auszurüsten. Die Maßnahmen 
hatten Erfolg, denn in den 70er und 
80er Jahren nahmen die Fluchtversuche 
stark ab. Dieser Erfolg war aber relativ, 
denn die „Abstimmung mit den Füßen“ 
konnte das MfS und die DS auch in Bul-
garien nicht. Bulgarien verzeichnete die 
höchste Zahl von Fluchtversuchen au-
ßerhalb der DDR. Behilflich war hierbei 
die Möglichkeit zur Kontaktaufnahme 
zwischen Ost- und Westdeutschen an 
den Urlaubsorten, was zu verschiedens-
ten Formen der Fluchthilfe führte. Auch 
diese Zusammenkünfte waren dem MfS 
und der DS ein Dorn im Auge, jährlich 
informierte die Stasi ihre bulgarischen 
Kollegen über bundesdeutsche Flucht-
helfer (im MfS-Jargon: „Men-
schenschleuserbanden“). Gemeinsames 
Vorgehen gegen sie ging bis zur Über-
wachung von Einzelpersonen weit über 
das Territorium Bulgariens hinaus. 

Im Umgang mit gefassten Fluchthelfern 
taten sich zwischen Bulgarien und der 
DDR Differenzen auf, vor allem, weil die 
Sofioter Untersuchungsbehörden bis in 
die 70er Jahre hinein keine einheitliche 
Linie verfolgten. Manchmal wurden 
westdeutsche Fluchthelfer verhaftet und 
zu Haftstrafen in Bulgarien verurteilt, 
manchmal wurden sie verhört und frei-
gelassen. In Ost-Berlin wünschte man 
sich jedoch mindestens ein Vorverhör-



 

 

 

recht, wenn nicht sogar die Auslieferung 
an die DDR. Erst Mitte der 70er Jahre 
konnte sich Sofia zum offiziellen diplo-
matischen Protest gegen die „Hilfe“ der 
bundesdeutschen Botschaft für Flücht-
linge und Fluchthelfer durchringen. Als 
Reaktion gab das Auswärtige Amt die 
offizielle Warnung heraus, wonach 
Fluchthilfe auch in Bulgarien Gefängnis-
strafen nach sich ziehe. Wie die politi-
schen Gefangenen in der DDR, so wur-
den auch in Bulgarien inhaftierte Flucht-
helfer zum Druckmittel in diplomati-
schen Verhandlungen zwischen Bonn 
und Sofia.  

Für die intensive Zusammenarbeit des 
MfS mit ihren bulgarischen Kollegen 
stellte die gemeinsame Arbeit hinsicht-
lich der Republikflüchtlinge einen Motor 
dar. Explizit berief man sich in der Fol-
gezeit auf die guten Erfahrungen bei der 
Kooperation auf diesem Gebiet, wenn es 
um die Zusammenarbeit in anderen Be-
reichen ging.  

4. Der ideologische Feind in den 

70er Jahren 

In den 70er Jahren tat sich eine der 
Chimären auf, an denen die kommunis-
tischen Staatssicherheitsdienste letztlich 
zerbrechen sollten. Ihrer Konzeption 
nach als Kinder des Kalten Krieges stali-
nistischer Prägung, interpretierten KGB, 
MfS und DS die Entspannungspolitik und 
das „politische Tauwetter“ als neuen 
Versuch der „politisch-ideologischen Di-
version“ des Westens. Hinter der Frie-
dens- und Annährungsrhetorik meinte 
man stets neue Maßnahmen zur ideolo-
gischen Zersetzung der sozialistischen 
Gemeinschaft erkennen zu können. So 
waren es gerade die „langen 70er Jahre“ 
nach dem Prager Frühling, in denen es 
die Staatssicherheitsdienste mit Dissi-
denten zu tun hatten, von denen Sol-
schenizyn, Wolf Biermann oder Georgi 
Markov die spektakulärsten waren. Ob-

gleich die Repressionsapparate in viel-
fältigster Weise darauf reagierten und 
vor keinem Mittel zurückschreckten, war 
keine einheitliche Linie zu erkennen. 
Dies galt auch für die Zusammenarbeit 
des MfS mit der DS. Spätestens seit 
1968 war die sog. „politisch-
ideologische Diversion“ ein Dauerthema 
des Erfahrungsaustauschs zwischen den 
Genossen. Von einheitlichen Vorge-
hensweisen oder deren durchschlagen-
den Erfolg kann jedoch keine Rede sein. 
Hatte die Zusammenarbeit des MfS und 
der rumänischen Securitate bei der Ent-
führung von Exil-Oppositionellen aus 
Deutschland abschreckende Wirkung auf 
die rumänischen Emigranten10, so kann 
gleiches für die (wenigen) politisch akti-
ven Exilbulgaren in den 70er nicht be-
hauptet werden. So z.B. bei der Entfüh-
rung von Vencislav Kosovski, Bruder des 
Politemigranten Radoslav Kosovski, der 
1975 nach Ost-Berlin gelockt wurde, wo 
ihn die Stasi auf Ersuchen der DS fest-
nahm und umgehend nach Sofia über-
stellte.11 Trotz des tragischen Einzel-
schicksals hatte der Vorfall keine offen-
sichtliche Wirkung auf die (ohnehin 
schwache) bulgarische Opposition.  

Für die Staatssicherheitsdienste wurde 
der Kampf gegen die „ideologische Di-
version“ im Innern und Äußeren zu ihrer 
Raison d'être. Explosion der Mitarbeiter-
zahlen und immer perfidere Überwa-
chungsmethoden und -technik waren 
eine Folge davon, die sich auch in den 
Beziehungen zwischen MfS und DS wi-
derspiegelte. Andererseits reagierten die 
Geheimdienste durch eine Erweiterung 
ihrer Zusammenarbeit, die zwischen 
dem MfS und der DS am 28.11.1974 in 
einer vertragsrechtlichen Vereinbarung 
über Zusammenarbeit zwischen den 
beiden Ministerien mündete, welche bis 
zum Untergang der DDR Bestand haben 
sollte. Selbige hatte zum Ziel, die „Wirk-
samkeit der gemeinsam durchgeführten 



 

 

 

Maßnahmen zur Aufdeckung und Unter-
bindung feindlicher Pläne des Gegners 
[zu erhöhen] und Bedingungen für den 
noch zweckmäßigeren Einsatz aller Kräf-
te und Mittel im Kampf gegen die sub-
versive Tätigkeit der Geheimdienste und 
Zentren der ideologischen Diversion“12 
zu schaffen.  

Die „Entlarvung“ der „ideologischen Di-
version“ des Westens wurde im Zuge 
der Unterzeichnung der Schlussakte von 
Helsinki 1975 zu einer immer wichtige-
ren Aufgabe der Aufklärungsdienste des 
Ostblocks. Arbeitspläne des MfS und der 
DS belegen, dass spätestens seit 
1966/67 gemeinsame „aktive Maßnah-
men“ geplant und durchgeführt wurden. 
Selbige stellten oftmals unter hohem 
Aufwand ausgearbeitete Desinformati-
ons-, Falschmeldungs- und getarnte 
Propagandaaktionen dar, die auf „wei-
che“ Einflussnahme auf die öffentliche 
Meinung abzielten.13 

Ein besonders unappetitliches Beispiel 
für die Zusammenarbeit des MfS mit der 
DS auf diesem Gebiet zur Diskreditie-
rung bietet der Fall Petar Semerdz-
hiev.14 Semerdzhiev, ein den stalinisti-
schen Säuberungswellen zum Opfer ge-
fallener Anwärter auf eine Mitgliedschaft 
im Zentralkomitee der BKP, wurde nach 
seiner Emigration zu einem der aktivs-
ten und bekanntesten bulgarischen Dis-
sidenten. Über Radio Free Europe ver-
breitete er Nachrichten, die für die bul-
garischen Kommunisten unerträgliche 
Angriffe darstellten, zumal sie sich oft 
auch gegen die Person Todor Zhivkovs 
richteten. Zusammen mit dem anderen 
großen Dissidenten, Georgi Markov, 
wollte er sogar eine von der offiziellen 
Darstellung abweichende Biographie des 
Generalsekretärs und Staatsoberhaupts 
herausgeben. Dafür sollte er ein glei-
ches Schicksal wie der 1978 in London 
von der DS ermordete Markov erleiden. 

Nur seine gute Abschirmung im Exil in 
Jerusalem und seine persönliche Vor-
sicht machten den Liquidierungsplänen 
der DS einen Strich durch die Rechnung. 
Nun sollte er unter den Dissidenten dis-
kreditiert werden.  Die DS fragte daher 
beim MfS an, ob es möglich sei, ein Do-
kument zu fälschen, dass eine Spitzeltä-
tigkeit Semerdzhievs für die Gestapo, 
SS oder eine andere nazistische Spezi-
aleinheit während seiner Internierungs-
zeit im Lager in den 40er Jahren bewei-
sen sollte. Gefälschte Nazi-Dokumente, 
wie der Fall von Bundespräsident Lübke 
beweist, waren eine Spezialität des 
MfS.15 Es gelang es den Spezialisten des 
MfS ein fingiertes Schreiben des Reichs-
sicherheitshauptamtes zu produzieren, 
in dem von einem Spitzel der berüchtig-
ten bulgarischen Geheimpolizei namens 
Petar Semerdzhiev berichtet wird, der 
nicht nur bereit sei, mit der Gestapo 
zusammenzuarbeiten, sondern auch 
selbst durch seine Informationen bei 
Suche und Liquidierung von Juden ge-
holfen habe. Besonders bösartig war die 
Behauptung, Semerzhdiev habe sich auf 
Anweisung der Geheimpolizei seiner 
(späteren) Ehefrau angenähert, um Ver-
trauen in jüdischen Kreisen zu gewin-
nen. Den Inhalt des Dokuments hatten 
die bulgarischen Genossen ausgearbei-
tet, die Form hingegen das MfS. Das 
Dokument erschien zusammen mit ei-
nem feindseligen Artikel in der französi-
schen Tageszeitung Le Monde im Som-
mer 1976, wobei bislang unklar ist, wel-
cher Dienst dort seine Agenten hatte. 
Doch die erhoffte Reaktion blieb aus: 
Weder offizielle israelische Stellen noch 
die Mitstreiter Semerdzhievs wandten 
sich von ihm ab. Gleichwohl verdeutlicht 
diese Maßnahme, welche Bedeutung die 
„politisch-ideologische Diversion“ und 
die Dissidenten für die Staatssicher-
heitsdienste hatten und welche Ausma-
ße ihre Kooperation bei deren Bekämp-
fung annehmen konnte. 



 

 

 

Das Beeindruckende und Verstörende an 
dem Beispiel Semerdzhievs ist nicht zu-
letzt die offensichtliche Skrupellosigkeit 
der Staatssicherheitsdienste, ein Opfer 
und Lagerinsasse als Täter und Nazi-
Kollaborateur darzustellen. Weitere Bei-
spiele aus den 70er Jahren zeigen, dass 
die Stasi gewillt war, Rechtsradikalismus 
und Fremdenfeindlichkeit für ihre Inte-
ressen zu fördern. Auch vor der Verbrei-
tung von Flugblättern mit fremdenfeind-
lichem Gedankengut schreckte man 
nicht zurück, wie die Operation „AM Ri-
gas“ aus dem Jahr 1974 belegt.16 Um 
einerseits die bundesdeutschen Ge-
heimdienste zu beschäftigen und ande-
rerseits diplomatische Verwerfungen 
zwischen der Bundesrepublik und vor 
allem den NATO-Südstaaten Griechen-
land und Türkei zu erreichen, erdachten 
sich MfS und DS folgende Aktion: Kon-
zipiert wurde vom MfS ein fremden-
feindlicher Aufruf im Namen der deut-
schen rechtsextremen Partei DVU gegen 
Gastarbeiter in Deutschland, die aus 
den o. a. kamen. Das MfS kopierte den 
Stil der DVU-Hetze bemerkenswert 
gut.17 Der Aufruf führte, wie erwartet, zu 
einem Verfahren gegen die DVU und 
deren Vorsitzenden Frey, die ihrerseits 
wiederum ein Verfahren gegen Unbe-
kannt einleiteten. Da 1974 außer der 
Tätigkeit deutscher Gerichte keine Re-
aktionen von offiziellen Stellen in Ma-
rokko, Griechenland, Türkei, Italien und 
Jugoslawien – den Heimatländern der 
Gastarbeiter - festzustellen war, sollte 
die DS fortfahren, die Flugblätter dort in 
Umlauf zu bringen. 

In den 70er Jahre kam es zu einem grö-
ßeren Konflikt zwischen dem MfS und 
der DS. Gegenstand der Auseinander-
setzung war die Verhaftung des deut-
schen Linksterroristen Till Meyer und 
seiner Kampfgefährtinnen von der „Be-
wegung 2. Juli“ im Sommer 1978 an der 
Schwarzmeerküste durch das Bundes-

kriminalamt (BKA).18 MfS - Chef Erich 
Mielke war höchst verärgert über den 
Alleingang der bulgarischen Genossen, 
die einem Eilgesuch der Bundesrepublik 
stattgegeben hatten und das BKA nicht 
nur ins Land ließen, sondern auch bei 
der Verhaftung halfen. Das MfS, das 
seinerseits beste Beziehungen zur links-
extremistischen Szene in Westedeutsch-
land unterhielt, wurde von dem bulgari-
schen Bruderorgan erst im Nachhinein 
und erst auf eigene Anfrage über den 
Vorfall informiert. Die Hilfestellung für 
das BKA ging einher mit Gegenleistun-
gen durch das bundesdeutsche Innen-
ministerium, besonders bei  der techni-
schen Ausstattung der bulgarischen 
Rauschgiftfahndung, aber auch mit einer 
offiziellen diplomatischen Annährung 
Bulgariens und der Bundesrepublik. 
Mielke, genau wie sein tschechischer 
Kollege, fühlte sich von den Bulgaren 
brüskiert. Dauerhafte Auswirkungen des 
Vorfalls auf die Beziehungen zwischen 
dem MfS und der DS gab es jedoch 
nicht. 

5. Das Ende naht. Wirtschaft und 

Opposition als Hauptthemen in den 

80ern  

Der kommunistische Staat baute die 
Tätigkeit seiner Staatssicherheitsdienste  
umso stärker aus, je deutlicher die 
Probleme in der Wirtschafts- und Gesell-
schaftsordnung hervortraten. Volkswirt-
schaftliche Probleme, so die Theorie, 
waren nicht auf Schwächen des plan-
wirtschaftlichen Systems, sondern auf 
Sabotage und Spionage von westlichen 
Agenten und Oppositionellen zurückzu-
führen. Da die „Sicherung der nationa-
len Volkswirtschaft“ eine nationale Do-
mäne war, kam die Zusammenarbeit 
zwischen MfS und DS hier erst Ende der 
70er Jahre zustande. Der Hintergrund 
war, dass der „Klassenfeind in West-
Deutschland“ zu einem der wichtigsten 



 

 

 

Handelspartner für den Ostblock und 
speziell Bulgarien heranwuchs. So über-
traf die Präsenz der bundesdeutschen 
Aussteller auf den traditionellen Messen 
in Plovdiv sogar die der Sowjetunion. 
Von Regierungsstellen wurden diese 
Kontakte ausdrücklich gefördert, sollten 
sie doch den ständig drohenden wirt-
schaftlichen Ruin des kommunistischen 
Staates verhindern. Für die Staatssi-
cherheitsdienste jedoch bedeutete jeder 
Auslandskontakt ein potentielles Sicher-
heitsrisiko, jeder bundesdeutsche Han-
delsvertreter konnte ein BND-Agent 
sein, und jede Geschäftsreise ins nicht-
sozialistische Ausland bot eine Flucht-
möglichkeit. Oftmals wurden leitende 
Angestellte, Forscher und Direktoren in 
„Volkseigenen Betrieben“ oder For-
schungseinrichtungen jahrelang durch 
die Dienste überwacht und behindert. 
Dies belegt der vom MfS und der DS 
gemeinsam geführten operativen Vor-
gang „Alligator“ gegen den Direktor des 
Instituts für fotographische Wissen-
schaften der Bulgarischen Akademie der 
Wissenschaften.19 Selbiger Vorgang 
wurde über einen Zeitraum von mindes-
tens sechs Jahren in über vier Ländern 
(Bulgarien, DDR, Bundesrepublik und 
USA) geführt, ohne dass ein Beweis für 
eine Spionagetätigkeit erbracht wurde. 
Kontakte zwischen dem Direktor und 
bundesdeutschen sowie amerikanischen 
Konzernen der Fotobranche hatten das 
Misstrauen des Dienstes hervorgerufen. 
Beweise für eine Weitergabe geheimer 
wissenschaftlicher bzw. volkswirtschaft-
licher Informationen konnten nicht ge-
funden werden. Es wurde jedoch deut-
lich: Je schlechter die Wirtschaft funkti-
onierte, desto größer war die Paranoia 
der Staatssicherheit. Dies veranlasste 
selbige noch tiefer in die Wirtschaft ein-
zugreifen, Innovationsimpulse und Ge-
schäftskontakte ins Ausland zu ersti-
cken, was die marode wirtschaftliche 
Situation noch verschlimmerte.  

Ganz ähnlich stellte sich das Dilemma in 
der Auslandsaufklärung dar. Grundsätz-
lich sind sich die meisten Experten der 
Geheimdienstforschung darüber einig, 
dass im Bereich der Wirtschafts- und 
Industriespionage20 die östlichen Ge-
heimdienste, allen voran KGB, MfS und 
DS außerordentlich erfolgreich waren. 
Grund dafür waren die offenen Gesell-
schaften des Westens, die ein leichteres 
„Einfallsportal“ für Agenten des Ostens 
boten. Große Uneinigkeit besteht jedoch 
bei der Bewertung der Wirtschaftsspio-
nage. Erwiesenermaßen war die „Beute“ 
der Dienste enorm, jedoch reichte selbst 
sie nicht, um das Wirtschaftsembargo 
des Westens im Bereich der Hochtech-
nologie zu neutralisieren. Gleichzeitig 
wurde durch diese „Einfuhr zum Nullta-
rif“ das Innovationspotential und die 
Verarbeitungsmöglichkeiten der eigenen 
Volkswirtschaft mehr geschädigt als be-
flügelt. Manche Forscher gingen soweit 
zu behaupten, dass die rückständigen 
Staatsbetriebe und Forschungseinrich-
tungen den aus dem Westen geschmug-
gelten „Input“ gar nicht verarbeiten 
konnten. So z.B. fragte der Leiter der 
bulgarischen Aufklärung Vlado Todorov 
1988 beim Leiter der Hauptverwaltung 
Aufklärung des MfS Werner Grossmann 
an, ob er eine komplette technologische 
Dokumentation für automatische Tele-
fonzentralen auf Basis der Systeme der 
amerikanischen Firma AT & T liefern 
könnte.21 Bulgarien hatte im Rahmen 
des Programms zur Entwicklung der 
Ostblock-Staaten bis zum Jahre 2000 
auf dem Gebiet der Telekommunikation 
die Aufgabe übernommen, ein solches 
System zu entwickeln. Diese Aufgabe 
konnte die bereits am Boden liegende 
Volkswirtschaft jedoch nicht erfüllen. 
Daher wurde die Auslandsaufklärung mit 
der Beschaffung beauftragt, doch auch 
diese scheint hierbei nicht vorange-
kommen zu sein. Wieder einmal hätte 
Bulgarien seine Verpflichtungen, gerade 



 

 

 

gegenüber der UdSSR, nicht einhalten 
können, weshalb das MfS aushelfen soll-
te. Spätestens seit den 70er Jahren war 
es üblich, dass zwischen den zuständi-
gen Abteilungen der Aufklärungsdienste 
Bestelllisten in den Bereichen Technik, 
Elektromechanik oder Chemie ausge-
tauscht wurden, sodass ein reger Schat-
tenhandel zwischen den Ministerien ent-
stand. Noch lieber hatte man natürlich 
vollständige Produktionsanleitungen und 
technologische Dokumentationen, die 
zum Nachbauen westlicher Errungen-
schaften befähigten. Doch, laut Aussa-
gen der Dienste, wurden zumeist un-
vollständige Dokumentationen ausge-
tauscht. Besonders wichtige oder bri-
sante technische Informationen, wie 
etwa der gesamte Bereich der Militär-
technologie, gingen ohnehin zuerst nach 
Moskau und danach an die „kleineren 
Bruderorgane“. Nicht überraschend ist 
daher die Tatsache, dass mit jeder wirt-
schaftlichen Krise innerhalb des Ost-
blocks zusätzliche Planstellen für die 
Abteilungen der Industrie- und Wirt-
schaftsspionage freigegeben wurden. 

Ganz ähnlich verhielt es sich in Bezug 
auf die in den 80er Jahren immer stär-
ker werdende Opposition. Egal ob Soli-
darnosc, Kirche, Umweltbewegungen 
oder abweichende Jugendkulturen, auf 
höchster Ministerebene zwischen Erich 
Mielke und Dimitar Stojanov wurden die 
Probleme der „Dissidenten“ besprochen. 
Immer mehr Informationen, Ergebnisse 
von Personenüberprüfungen oder Erfah-
rungswerten im Kampf gegen die Oppo-
sition kursierten zwischen Sofia und 
Ost-Berlin. Das MfS startete eine „Akti-
on Balkan“ als Reaktion auf die Atten-
tatsserie in Bulgarien 1984/85.22 Sowohl 
bei der Stasi als auch bei der DS machte 
man zunächst die von Paris aus operie-
rende „Bulgarische Befreiungsbewe-
gung“ für die Anschläge verantwortlich. 
Ein gemeinsames, erneutes Vorgehen 

gegen Oppositionelle im Ausland bahnte 
sich an. Listen mit allen erfassten Bul-
garen in der DDR und der Bundesrepu-
blik wurden erstellt, jeder einzelne auf 
eine Zugehörigkeit zur Opposition hin 
untersucht, alle zur Verfügung stehen-
den Inoffiziellen Mitarbeiter mobilisiert. 
Technikexperten des MfS reisten nach 
Sofia, um die Tatorte zu untersuchen. 
Die vermutlichen Täter, Angehörige der 
türkischen Minderheit Bulgariens, die 
mit den Anschlägen gegen die von den 
bulgarischen Behörden forcierte Bulgari-
sierung ihrer Ethnie („Wiedergeburts-
prozess“) protestieren wollten, ermittel-
te die DS dann in Bulgarien. Der Erfah-
rungsaustausch auf dem Gebiet der 
„Terrorabwehr“ erhielt durch die Zu-
sammenarbeit einen gewaltigen Schub 
und konnte fest in das Gefüge des stän-
digen Austauschs zwischen MfS und DS 
institutionalisiert werden.  

Einen bis heute diskutierten Extremfall 
stellte das Attentat auf Papst Johannes 
Paul II. durch Mehmet Ali Ağca und die 
sog. „bulgarische Spur“ dar. In den 90er 
und 2000er Jahren verging fast kein 
Jahr, in dem keine Presseberichte über 
angebliche neue MfS-Akten aufkamen, 
die die Hintergründe des Attentats in 
dieser oder jener Weise beleuchten. 
Stand der Forschung ist, dass eine An-
stiftung Ağcas zum Mord durch das MfS 
oder die DS bislang nicht sicher nach-
gewiesen werden kann. Die Abteilung 
für Desinformation der bulgarischen 
Auslandsaufklärung hat sich allerdings 
im Gefolge des Attentats hilfesuchend 
an die Kollegen des MfS gewandt, um 
gemeinsam gegen die „antibulgarische 
Kampagne“ der westlichen Medien vor-
zugehen. In mehreren gemeinsam ge-
planten und realisierten Operationen 
wurde durch Publikationen versucht, 
Zweifel an der „bulgarischen Spur“ zu 
sähen und stattdessen die These in Um-
lauf zu bringen, die CIA habe den Papst 



 

 

 

ermorden lassen wollen, um den KGB zu 
belasten.23 Auch nach dem Prozess ka-
men oft Untersuchungskommissionen 
nach Berlin und Sofia, ohne dass der 
Öffentlichkeit neue Beweise für die eine 
oder andere These präsentiert wurden. 

6. Agenten und hauptamtliche Mit-

arbeiter 

Die Arbeit der kommunistischen Staats-
sicherheitsdienste war stark personali-
siert war. Zu einem Großteil war ihre 
Arbeit auf die Kontrolle Andersdenken-
der konzentriert, was außergewöhnlich 
viele hauptamtliche und inoffizielle Mit-
arbeiter notwendig machte. Zum Jah-
reswechsel 1989/90 brachte es das MfS 
auf 91.015 hauptamtliche und rund 
180.000 inoffizielle Mitarbeiter, der 
höchste Wert im ganzen Ostblock.24 Für 
Bulgarien sind keine belegbaren Zah-
lenwerte veröffentlicht worden; bei Re-
cherchen des Autors wurde für das Jahr 
1978/79 eine Mitarbeiterzahl des bulga-
rischen Innenministeriums von ca. 
43.000 gefunden25, von denen jedoch 
über die Hälfte bei der Volksmiliz und 
Feuerwehr und nicht für die Staatssi-
cherheit arbeiteten. Die Zahl der Agen-
ten und informellen Mitarbeiter war und 
ist bis heute ein Geheimnis, über das 
sich absurde Spekulationen und Unter- 
sowie Übertreibungen aneinanderreihen. 
Eingesehene Akten belegen eine Zahl 
von ca. 36.000 Agenten und ca. 25.000 
sogenannten „Vertrauenspersonen“ im 
Juli 1986 (ohne die Agenten der Aus-
landsaufklärung).26  

Auch in der Zusammenarbeit zwischen 
dem MfS und der DS spielten Agenten 
und deren Anwerbung, Aufdeckung 
und/oder Einsatz eine große Rolle. Die 
bulgarische Auslandsaufklärung fragte 
immer wieder an, ob das MfS Kontakte 
zu Personen aus türkischen und griechi-
schen Migrantenkreisen in Westdeutsch-
land vermitteln könne. Mit der zuneh-

menden Arbeitsmigration der Wirt-
schaftswunderzeit wurden diese Perso-
nenkreise immer interessanter für die 
bulgarische Aufklärung, deren Fokus auf 
den Nachbarstaaten Griechenland und 
Türkei lag. Da, laut eigenen Aussagen, 
das MfS bis weit in die 70er Jahre nicht 
in dieser Richtung arbeitete, war die 
Zusammenarbeit auf diesem Gebiet äu-
ßerst spärlich. Nach Wiederaufnahme 
der diplomatischen Beziehungen zwi-
schen Bulgarien und der Bundesrepublik 
teilte das MfS seine Erfahrungen bei der 
Infiltration bundesdeutscher Einrichtun-
gen und Unternehmen auch mit den 
bulgarischen Genossen. Ein besonderer 
Erfolg gelang der bulgarischen Aufklä-
rung Anfang der 70er Jahre. Es existier-
te ein Kontakt, vermutlich in der sozia-
listischen Internationalen, über den Do-
kumente an Bundeskanzler Brandt per-
sönlich geleitet werden könnten. In ei-
ner speziellen Vereinbarung kamen MfS 
und DS darüber überein, sich diesen 
Kanal in Zukunft zu teilen.27  

Im Gegenzug wurde dem MfS nahezu 
völlige Freiheit bei Anwerbungen von 
bundesdeutschen Bürgern in den Som-
merkurorten Bulgariens eingeräumt. 
Jeden Sommer suchten Mitarbeiter ver-
schiedener Diensteinheiten, allen voran 
die der Auslandsaufklärung und Spiona-
geabwehr, in Bulgariens Feriengebiete 
nach geeigneten Kandidaten. Nach der 
Eröffnung der bundesdeutschen Bot-
schaft in Sofia 1974/75 wurden in Ab-
stimmung mit der bulgarischen Spiona-
geabwehr spezielle Maßnahmen ausge-
arbeitet, um west- und ostdeutsche 
Agenten als Botschaftsangehörige, vor 
allem Sekretärinnen und Fremdspra-
chenkorrespondentinnen, „einzuschleu-
sen“. Diese Maßnahmen waren teilweise 
erfolgreich.28 Die bulgarische Aufklärung 
konnte sogar die Ehefrau eines hoch-
rangigen westdeutschen Diplomaten in 



 

 

 

Sofia anwerben, was den Genossen in 
Ost-Berlin mitgeteilt wurde.29 

Darüber hinaus wurde Bulgarien als si-
chere Trainingsbasis für Agenten, so-
wohl des KGB als auch des MfS genutzt. 
Durch die relative Abgeschiedenheit 
Bulgariens sowie der geringen Dichte 
von Ausländern, sieht man einmal von 
den Sommerkurorten ab, war das Land 
dafür bestens geeignet. Mindestens 
zweimal besuchte der Chef der Haupt-
verwaltung Aufklärung, Markus Wolf, in 
den späten 60ern und 70ern Bulgarien, 
um mit hochrangigen Agenten aus dem 
„Operationsgebiet“ zusammenzukom-
men. Bei Operationen dieser Art wurden 
von den bulgarischen Gastgebern keine 
Kosten und Mühen gescheut, um sich 
des leiblichen und seelischen Wohls der 
Agenten und ihrer Führungsoffiziere an-
zunehmen. Mehrere Tausend Mark wur-
den für Unterkunft, Ausflüge, Alkohol 
und Speisen abgerechnet.  

Spätestens in den 80er Jahren schickte 
das MfS Agenten-Kandidaten, die auf 
einen Einsatz im „feindlichen Ausland“ 
vorbereitet werden sollten, nach Bulga-
rien, in der Regel für drei Wochen.30 Hier 
wurden sie auf Schritt und Tritt von der 
DS überwacht. Ziel war es festzustellen, 
ob sich die Agenten vor Bekannten oder 
unter Alkoholeinfluss selbst enttarnten 
oder auffällig benahmen. Der Höhepunkt 
des Trainings bestand in einer Verhaf-
tung samt Verhör durch die bulgari-
schen Sicherheitsorgane. Wiederum 
wurde beobachtet, ob und wie sich die 
Agenten an ihre „Legende“ hielten oder 
ob sie ihre Tarnung unter Druck fallen 
ließen. Solcherlei Maßnahmen scheinen 
in den Kooperationen der Geheimdiens-
te im Kalten Krieg Gang und Gebe ge-
wesen zu sein, wobei der enorme Auf-
wand in der Ausbildung Eindruck er-
weckt. 

In Bezug auf die hauptamtlichen Mitar-
beiter stechen auf Seiten des MfS zwei 
Eigenschaften heraus. Erstens, die hohe 
personelle Kontinuität der Mitarbeiter 
mit Bulgarienbezug, die wesentlich hö-
her war, als die ihrer bulgarischen Kol-
legen mit deutschem Bezug.31 Dazu ge-
hörte unter anderem die gesamte Füh-
rungselite des Ministeriums um Mielke, 
Wolf und ihre Stellvertreter. Unterhalb 
der leitenden Stellen herrschte weitge-
hend personale Kontinuität, etwa bei 
der Besetzung der Operativgruppe Bul-
garien des MfS, deren Bestand über 
Jahre hinweg unverändert blieb.32 Weite-
re Abteilungen, die besonders eng mit 
der bulgarischen DS kooperierten, ent-
sandten seit Bestehen der Zusammen-
arbeit Ende der 60er Jahre fast immer 
dieselben Personen. Einige wurden für 
ihre Verdienste in der Kooperation zwi-
schen dem MfS und der DS vom Politbü-
ro der BKP mit Orden ausgezeichnet. 
Diese Praxis verlief auf beiden Seiten 
gleich, denn auch das MfS zeichnete 
Mitarbeiter der DS aus, vor allem wegen 
ihrer Verdienste bei der Verhinderung 
von „Republikflucht“. Damit verbunden 
war auch das zweite Charakteristikum, 
nämlich die Attraktivität Bulgariens als 
Einsatzort und als Kooperationspartner. 
Auszeichnungen, und damit verbunden 
auch Geld- und Sachgeschenke, gehör-
ten zum festen Ritual in den Beziehun-
gen der Staatssicherheitsdienste. Wei-
terhin war Bulgarien, gerade für die Ge-
nossen des MfS, „immer eine Reise 
wert“, da das Land einer der attraktivs-
ten Urlaubsorte im Ostblock war. Wie 
die Programme für die Arbeitsaufenthal-
te belegen, wurde durchschnittlich nicht 
mehr als fünf Stunden für Arbeitsaus-
tausch verwendet, die restliche Zeit füll-
te ein ausgedehntes Freizeitprogramm 
aus. Darüber hinaus hatte das MfS auch 
eine Kooperation beim jährlichen Aus-
tausch von Urlaubern mit der DS. Diese 



 

 

 

Urlaubsaufenthalte waren gerade für die 
führenden Genossen keine reinen Erho-
lungszeiten, sondern informelle Treffen 
zur Kontaktpflege, bei denen die bulga-
rische Gastfreundschaft als „weiche Dip-
lomatie“ diente. 

7. Der KGB und die „Bruderorgane“ 

Sowohl in der DDR als auch in Bulgarien 
erfolgte bereits nach Ende des Zweiten 
Weltkriegs der Aufbau von Polizeidiens-
ten mit Spezialfunktionen nach Vorbild 
des NKVD-KGB. Das erklärt die weitge-
hende Deckungsgleichheit der Struktu-
ren und Aufgaben der Dienste in den 
einzelnen Ländern des Ostblocks. Maß-
geblichen Einfluss, gerade in den „Grün-
derjahren“, hatten dabei die vom KGB 
abgestellten „Berater“, die den Aufbau 
der Dienste in sowjetischem Sinne re-
gelten und besonders bei den „Säube-
rungen“ der späten 40er und frühen 
50er Jahren die Feder führten.33 Ob-
gleich die einzelnen Dienste Ende der 
50er mehr und mehr in die Eigenstän-
digkeit entlassen wurden, blieben die 
sowjetischen Berater, die jederzeit be-
fugt waren, einzelne Vorgänge an sich 
zu ziehen, bis zum Untergang des 
Kommunismus.  

Neben den KGB-Beratern in der Zentrale 
und den einzelnen Abteilungen errichte-
te der KGB in Berlin-Karlshorst seine 
westlichste Zentrale, zu der selbst hoch-
rangige Offiziere des MfS nur begrenzt 
Zutritt hatten. Auch in der sowjetischen 
Botschaft in Sofia wurde eine von den 
Beratern organisatorisch getrennte „Re-
sidentur“ des KGB eingerichtet; ihr Sta-
tus blieb aber unter dem in der DDR-
Hauptstadt. Berlin als Frontstadt wurde 
zur „Spionagehauptstadt im Kalten 
Krieg“34.  

Die Zusammenarbeit des MfS mit der 
DS beeinflusste der KGB auf vielfältige 
Weise. Bereits die Aufnahme von Bezie-

hungen zwischen dem MfS und der DS 
in den 50er Jahren war ein Resultat der 
Prozesse, mit denen Moskau seine Sa-
telliten zumindest formal in die Souve-
ränität entließ. Auch die Initiative zu 
multilateralen Konferenzen der Geheim-
dienste ging auf Moskau zurück. Vor 
allem in den 70er und 80er Jahren sollte 
so eine „Internationalisierung“ von 
Problemen und deren effektivere Be-
kämpfung erreicht werden. Auf den 
Konferenzen war der KGB tonangebend. 

Wie Unterlagen aus Sofia belegen, wur-
de z. B. der gesamte militärische Be-
reich, ob in der Militärspionage, Militär-
abwehr oder Militärtechnologie, aus der 
Zusammenarbeit zwischen MfS und DS 
ausgeklammert. Grund dafür war, dass 
beide Seiten feststellten, dass „ohnehin 
jede Information militärischen Charak-
ters auch wie bisher direkt nach Moskau 
geschickt“35 werde. Gleiches galt für die 
zahlreichen Einbrüche der DS in die 
westdeutsche Botschaft und für die da-
bei erbeuteten Informationen, die noch 
am nächsten Tag an den Vorsitzenden 
des KGB übersandt wurden.36  

Im Bereich der Auslandsaufklärung wird 
darüber hinaus deutlich, dass jeder 
Dienst des Ostblocks, vor allem regiona-
le Schwerpunkte und Zuständigkeiten 
bekam. Die Auslandsaufklärung des MfS 
war auf die Bundesrepublik konzentriert 
und leistete in dieser Beziehung Hilfe für 
ihre „geheimen Brüder“, wobei klar war, 
dass das MfS hier die Vorherrschaft inne 
hatte. Dies wurde auch vom KGB gedul-
det, da wohl kein anderer osteuropäi-
scher Dienst in Westdeutschland so er-
folgreich hätte agieren können. Die DS 
konzentrierte sich vor allem auf die 
NATO-Südflanke Griechenland und Tür-
kei, und mit einigen Abstrichen auch auf 
das blockfreie Jugoslawien.  

Schwächer ausgeprägt als bei der Aus-
landsaufklärung und Spionageabwehr 



 

 

 

war der Einfluss des KGB bei der Über-
wachung und Unterdrückung der Bevöl-
kerung. Hier hielten sich die Berater zu-
rück und zielten weniger darauf ab, 
Moskaus Einfluss direkt vor Ort umzu-
setzen. Hinter der Rhetorik von „Inter-
nationalismus“ und „allseitiger brüderli-
cher Hilfe für die tschekistischen Bru-
derorgane“ standen oft nationale, vor 
allem sowjetische Interessen. Diesen 
hatten sich die kleineren Dienste zu fü-
gen, wobei sie in Einzelfällen durchaus 
versuchten, ihre „Vorrechte“ und Eigen-
interessen durchzusetzen. 

Ein Vergleich der Arbeitspläne zwischen 
der DS mit dem KGB auf der einen und 
der DS mit dem MfS auf der anderen 
Seite zeigt, dass der KGB den Rahmen 
für die Zusammenarbeit der kleineren 
Sicherheitsdienste vorgab. Die Zielrich-
tung war die Unterstützung der sowjeti-
schen Positionen in der Weltpolitik.  

8. Fazit 

Die Beziehungen zwischen der bulgari-
schen und der ostdeutschen Staatssi-
cherheit waren geprägt von einem ho-
hen Niveau an Austausch und Koopera-
tion. Der Mauerbau 1961 kann als Be-
ginn gelten. Fortan stieg das Interesse 
des MfS an einer engen und fruchtbaren 
Zusammenarbeit mit dem bulgarischen 
„Bruderorgan“. Die Überwachung von 
DDR-Urlaubern und die Unterbindung 
von Fluchtversuchen waren bis 1989 der 
wichtigste Aspekt in den Beziehungen 
zwischen den Diensten. An der Zahl der 
gemeinsam geplanten und durchgeführ-
ten Maßnahmen gemessen, war in den 
1960er und 1970er Jahren die Koopera-
tion der beiden Auslandsaufklärungen 
am stärksten. Explizit konnten sich in 
den Folgejahren andere Abteilungen auf 
die guten Erfahrungen bei der Zusam-
menarbeit auf dem Gebiet der Flucht-
verhinderung und der Auslandsaufklä-
rung berufen. In den 70er und 80er Jah-

ren nahm die Kooperation auf dem Ge-
biet der Volkswirtschaft, dem sog. „ope-
rativ-technischen Sektor“ und der In-
dustrie- und Wissenschaftsspionage ei-
nen wichtigen Stellenwert ein. Ebenso 
beschäftigte das Problem des internati-
onalen Terrorismus auch die kommunis-
tischen Geheimdienste. Unter dem 
Deckmantel der Terrorismusbekämp-
fung wurden politische Emigranten und 
deren Organisationen überwacht und 
ausgespäht. Dabei half vor allem das 
MfS der DS durch die Weitergabe von 
Informationen über bulgarische Emig-
ranten in Westdeutschland. Obwohl un-
spektakulär, zeigt das Kriterium des In-
formationsaustausches zwischen dem 
MfS und der DS die außergewöhnlich 
gute Zusammenarbeit der beiden Diens-
te. Der Informationsfluss zwischen Sofia 
und Ost-Berlin war ein überaus intensiv. 
Gerade in den beinahe täglich eintref-
fenden Personenanfragen, die eine in-
tensive Recherchearbeit zur Folge hat-
ten, zeigt sich die Bereitschaft der bei-
den Dienste zur Kooperation. Auf Anfra-
ge beschattete und überwachte man, oft 
unter erheblichem materiellen und per-
sonellen Aufwand, Personen für die je-
weils andere Seite. Auch Festnahmen 
wurden auf Ersuchen ausgeführt. Wenig 
bis keine Konflikte waren in der gemein-
samen Agenturarbeit festzustellen, Ka-
näle und Agenten wurden geteilt. So-
lange die „Vorrechte“ des jeweils Ande-
ren in den Operationsgebieten respek-
tiert wurden, gab es keine Konflikte. Der 
Informationsaustausch zwischen den 
Aufklärungen erfolgte mehrmals  im 
Monat, wobei allerdings die Qualität der 
außenpolitischen Informationen oft nicht 
über der westlicher Tageszeitungen lag. 
Die Berichte der bulgarischen Aus-
landsaufklärung waren für das MfS jah-
relang die einzige Quelle über die Türkei 
und Griechenland. Die ausgeprägte Ar-
beitsteiligkeit der gemeinsamen „akti-
ven Maßnahmen“ der beiden Aufklä-



 

 

 

rungsdienste spricht für ein hohes Ni-
veau der Zusammenarbeit. Im Vergleich 
kann man die Kooperation zwischen 
dem MfS und der DS an zweiter Stelle, 
direkt hinter der jeweiligen Zusammen-
arbeit mit dem KGB, ansiedeln. Eine 
Verstimmung konnte nur einmal regist-
riert werden, als im Sommer 1978 die 
bulgarische Staatssicherheit in Zusam-
menarbeit mit dem Bundeskriminalamt 
die Terroristen um Till Meyer verhaftete. 
An den guten Beziehungen des MfS mit 
der DS, die bis zur Auflösung des MfS 
1990 andauerten, änderte dies nichts.  
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